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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 32. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Ich hoffe, dass Sie alle - oder zumindest die Mehrzahl - in der sitzungsfreien Zeit angenehme Tage gehabt und Erholung gefunden haben.

Für die heutige Sitzung sind entschuldigt: Abg Hufnagl, Abg Kabas, Abg Kowarik, Abg Maresch, Abg Neuhuber, Abg RUDOLPH, Frau Abg Schöfnagel, Abg Stark, Abg Strache und Abg Friedrich Strobl.

Ich darf nochmals in Erinnerung rufen, dass sich die Fraktionen des Wiener Landtages darauf geeinigt haben, dass in der heutigen Sitzung keine Fragestunde, keine Aktuelle Stunde und auch keine Dringliche abgehalten werden. Ich sage das erstens fürs Protokoll, zweitens zur Erinnerung für die Anwesenden und drittens natürlich auch für die Zuhörer.

Meine Damen und Herren! Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass zwei schriftliche Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eingelangt sind.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 - das ist die einzige Post der heutigen Tagesordnung - zur Verhandlung. Sie betrifft das Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien um Zustimmung zur Strafverfolgung des Herrn Bundesrats Mag John Gudenus wegen des Verbrechens nach § 3h Verbotsgesetz.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Inge Zankl: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Uns liegt das Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien vom 4. August 2005 um Zustimmung zur Strafverfolgung des Herrn Bundesrats Mag John Gudenus wegen des Verbrechens gemäß § 3h Verbotsgesetz vor.

Mit dem Schreiben vom 15. Juni 2005 wurde der Wiener Landtag um Zustimmung zur Strafverfolgung des vom Wiener Landtag entsandten Bundesrats Mag John Gudenus ersucht, da dieser am 26.4.2005 in der ORF-Sendung "Report" die Äußerung tätigte, dass die Frage, ob es NS-Gaskammern gegeben hätte, nicht mit Ja oder Nein beantwortet werden müsste, und da in der Tageszeitung "Der Standard" vom 8.6.2005 seine Äußerung veröffentlicht wurde, es sei schön, dass Zweifel erlaubt seien, denn Gaskammern hätte es gegeben, aber nicht im Dritten Reich, sondern in Polen. Diesem Ersuchen haben wir bei unserer letzten Sitzung schon stattgegeben.

Jetzt soll Herr Bundesrat Mag John Gudenus einer weiteren Anzeige zufolge das Verbrechen nach § 3h Ver-
botsgesetz begangen haben, indem er anlässlich eines Besuchs im Konzentrationslager Mauthausen am 4. Mai 2005 unter Verweis auf ein Foto von befreiten Häftlingen, die einen normal ernährten Eindruck erweckten, sinngemäß äußerte, dass die Häftlinge eigentlich besser aussehen würden als er.

Im Immunitätskollegium wurde vorige Woche das Ersuchen des Landesgerichts behandelt. Das Immunitätskollegium hat einstimmig beschlossen, die Immunität des Herrn Bunderats Mag John Gudenus aufzuheben. 

Ich ersuche nun die Mitglieder des Landtages, unserer Empfehlung Folge zu leisten.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke der Frau Berichterstatterin.

Wir kommen nun zur Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist als Erster Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Eigentlich - das haben wir allerdings auch schon im Juni gesagt - wäre der Einleitung nichts hinzuzufügen. Es gibt einen Antrag auf Auslieferung; wir wissen, dass er einstimmig beschlossen wird, er wurde zumindest im Immunitätskollegium einstimmig beschlossen. Ende Juni wurde der erste Auslieferungsantrag betreffend Herrn Gudenus ebenfalls einstimmig - sogar namentlich - in diesem Haus beschlossen. So einfach ist das aber nicht. So einfach habe ich es mir damals nicht gemacht und mache ich es mir heute auch nicht.

Es ist in der Einleitung von Frau Abg Zankl schon gesagt worden, welche unsäglichen Aussagen hier schon wieder zur Diskussion stehen und dass Herr John Gudenus ein Wiederholungstäter ist, den wir hier offensichtlich im Zwei-, Drei-Monats-Takt ausliefern müssen, um ihn endlich loszuwerden. Es ist an der Zeit, dass wir John Gudenus aus den Parlamenten entfernt sehen, und es wird sich dazu wahrscheinlich am 23. Oktober die Gelegenheit ergeben, ohne dass wir auf ein Gerichtsurteil warten müssen, weil anzunehmen ist, dass die FPÖ über kein Bundesratsmandat in Wien verfügen wird.

Das wäre also eigentlich eine Sache, von der man sagen könnte: Wir sind einstimmig einer Meinung, er wird an die Justiz ausgeliefert, und wir alle sind zufrieden. Ich habe im Juni darauf aufmerksam gemacht, dass ich diesen Konsens nicht so sehe, und ich bin mit dieser Position nicht allein. 

Den Konsens für die Auslieferung von John Gudenus gibt es heute. Den Konsens, was die Politik betrifft, was dahinter steht und dass man Antisemitismus, Rassismus, Holocaust-Verharmlosung in Österreich gemeinsam ab-
lehnt, diesen Konsens gibt es nicht, nicht in den Parteien und auch nicht außerhalb der Parlamente. In Österreich gibt es einen kleinen rechtsradikalen Kern, der genau mit diesen Themen Stimmung macht, und es gibt Parteien, die immer wieder darauf anspringen. Das ist leider nicht ausschließlich die FPÖ oder deren neuer Ableger. Das System, mit Antisemitismus und Rassismus Stimmen zu gewinnen, ist eines, das leider mehrere Parteien betrifft, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. 

Ich halte mich nicht lange mit der FPÖ auf. Dazu gibt es genug Literatur, es ist längst geklärt, und zum Glück haben das mittlerweile auch viele Wähler und Wählerinnen eingesehen. 

Die Volkspartei, die sich rühmt - wahrscheinlich auch nach dem heutigen Tag -, dass sie hier gemeinsam mit den anderen Fraktionen den Herrn Gudenus ausgeliefert hat, verfügt in diesem Themenbereich über ein Sündenregister, das ich zumindest zu einem kleinen Teil anführen möchte. Bei Antisemitismus und bei der Holocaust-Verharmlosung gehört unweigerlich auch dazu, wie heute mit AsylwerberInnen umgegangen wird, wie über Mi-
grantInnen gesprochen wird, was für eine Politik man in diesen Bereichen entwirft und unterstützt. Das Asylgesetz, das neue, verschärfte Asylgesetz auf Bundesebene, ist ein Gesetz, das genau in diesen rechtsradikalen Kreisen in Österreich auf Unterstützung trifft. Die haben sich gefreut, als die Österreichische Volkspartei hergegangen ist und ein Asylgesetz entworfen hat, das die Ca-
ritas entsetzt und den kleinen Kern der Rechtsradikalen in Österreich erfreut.

Die Volkspartei sitzt seit geraumer Zeit mit der FPÖ und deren Ableger in Koalitionen und darf auch für sich verbuchen, mit Gudenusen und Kampln in einer Koalition zu sitzen. Beim Ortstafelstreit in Kärnten wird immer wie-
der nachgegeben, kein Mensch von der ÖVP hat ein In-
teresse daran, irgendwelche verfassungsgerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Urteile umzusetzen, sondern es wird das getan, was der Landeshauptmann will. Niemand von der Österreichischen Volkspartei in Kärnten spricht eine andere Sprache, da gibt es einen Kärntner Konsens, den man am Ulrichsberg alljährlich beobachten kann. 

In Wien sitzen Herr Hahn und Herr Strache in einem Boot, wenn es darum geht, das Wahlrecht für Migranten und Migrantinnen aufzuhalten und beim Verfassungsgerichtshof zu beeinspruchen. Auch das hat nicht Stürme der Begeisterung bei der Caritas oder bei anderen Initiativen links der Mitte hervorgerufen, sondern Herr Strache und Herr Hahn haben gewusst, woher der Applaus kommen wird. Der kommt auch von ganz weit rechts außen. 

Auf Bundesebene - ganz aktuell und neu - wird das Staatsbürgerschaftsgesetz jetzt neuerlich verschärft. Die kürzest mögliche Zeit für eine Einbürgerung soll von drei Jahren auf sechs Jahre erhöht werden. Das alles ergibt einen inhaltlichen Sumpf, durch den die Volkspartei und die Freiheitliche Partei gemeinsam waten. Da gibt es lei-der keinen Unterschied, zumindest kann man den Unterschied nicht an den politischen Aktivitäten und Abstimmungen feststellen. 

Es ist aber in Österreich leicht, die Freiheitliche Partei, die Bundesregierung dafür verantwortlich zu machen, dass mit John Gudenus ein notorischer... Ich weiß eh, dass wir Wahlkampf haben und dass alle auch andere Dinge vorbereiten müssen. Das Problem ist, ich werde das alles wiederholen müssen, weil ich glaube, dass es wichtig genug wäre, dass jemand zuhört. Im Landtag gibt es ja - manche werden sagen, leider - keine Redezeitbeschränkung. 

Es ist ein Leichtes, die Volkspartei mit dafür verantwortlich zu machen, dass ein John Gudenus überhaupt prominent in der Republik vorkommt. Es müsste ja nicht so sein. Es ist für einen GRÜNEN in der Frage und in der Republik schon ein bisschen schwerer, die Verantwortung auch auf die Sozialdemokratie auszudehnen; nicht deshalb schwerer, weil es inhaltlich nicht geht, sondern weil man als GRÜNER in der Frage natürlich nicht gerne allein dasteht. 

In der Sozialdemokratie schlagen offensichtlich zwei Herzen in einer Brust, wenn es um diese Frage geht. Da gibt es das Inhaltliche: Wenn man das Programm der SPÖ durchliest - ich habe mir das im Internet gestern noch einmal angetan -, mit den schönen Begriffen Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität, wenn ich das richtig im Kopf habe, dann ist es eindeutig und spricht eigentlich eine klare Sprache. Wenn man sich die Aktivitäten und die Aussagen ansieht, dann ist es etwas anderes. Auch die SPÖ ist daran interessiert - und vor allem in dieser Stadt daran interessiert -, von der FPÖ Stimmen zurückzugewinnen. Kein Wunder, die liegen brach, mindestens die Hälfte davon ist abzuholen, und die Sozialdemokratie richtet auch ihre Politik in diese Richtung aus. 

Wer gegen Antisemitismus und Rassismus auftreten will, soll sich nicht am rechten Rand anschleimen. Die Frage ist: Warum passiert es dann trotzdem? Beim Asylgesetz - jetzt werden hier die Wiener Genossen und Genossinnen sagen, das hat mit uns nichts zu tun -, beim Asylgesetz im Nationalrat hat die SPÖ, sofern sie nicht krank war, geschlossen für den Entwurf der ÖVP gestimmt. Wenn ich richtig informiert bin, sitzen in etwa ein Dutzend Nationalräte und Nationalrätinnen der Wiener SPÖ in jenem Haus, und kein Einziger von diesen - zwei von ihnen haben sich krank gemeldet - hat sich getraut, gegen diesen Gesetzentwurf zu stimmen. Da nützt es natürlich wenig, wenn in Wien die StRin Wehsely - der ich das voll abnehme - sagt, man soll sich nicht beim rechten Rand anschleimen, wenn umgekehrt der Einfluss der Wiener SPÖ offensichtlich so gering ist, dass alle Abgeordneten der Wiener SPÖ für dieses Asylrecht, für die Verschärfung des Asylrechts stim-
men, inklusive Abschiebung Traumatisierter, inklusive Zwangsernährung, wie Frau Helige von der Richtervereinigung sagt, wie Caritas-Präsident Küberl sagt. 

Wir haben da aber auch Beispiele direkt aus Wien, für die Sie die Verantwortung endgültig nicht abschieben können. Denn Sie werden dann kommen und sagen: Die Abgeordneten der SPÖ dürfen, auch wenn sie aus Wien stammen, im Nationalrat tun, was sie wollen, nämlich für ein verschärftes Asylgesetz stimmen, wenn sie denn davon überzeugt sind. 

Sie bezahlen in Wien die Ausbildung von neuen und jungen Gudenusen und Kampln. Sie bezahlen dem Haus der Heimat, in dem seit Jahren - und das ist Ihnen natürlich bekannt - auch Leute auftreten, die nicht nur im Do-
kumentationsarchiv des österreichischen Widerstands dokumentiert werden, die nicht nur im "Handbuch des österreichischen Rechtsextremismus" dokumentiert sind, Sie bezahlen diesem Haus 650 000 EUR aus Ihrem Wie-
ner Budget, aus dem Wiener Budget, und dort werden die Gudenuse und die Kampls von morgen ausgebildet. Es gibt keinen einzigen inhaltlichen Grund, warum man das finanzieren soll - keinen einzigen! -, außer dass man es vielleicht übersehen hat beziehungsweise sich bei der Verhandlung über den Tisch hat ziehen lassen. 

In Kärnten gibt es seit langem den Konsens, dass mit der FPÖ - beziehungsweise jetzt mit Jörg Haider ohne FPÖ - eine Koalition geführt wird. Kein Mensch der Wiener SPÖ ist jemals aufgestanden und hat ganz laut gesagt: Diese Koalition ist so schnell wie möglich zu beenden! Nicht einmal jetzt bei den Turbulenzen. Und die neue Kandidatin für den Vorsitz der Kärntner SPÖ, die als fortschrittliche Kandidatin gilt - der Fortschritt ist dieser fünfte Antritt -, die Soziallandesrätin, die sagt dann ehestens bei ihrer Pressekonferenz oder bei ihrem APA-Interview: Selbstverständlich wird die Koalition fortgesetzt, selbstverständlich steht die Kärntner SPÖ zu ihrem Wort und macht das Arbeitsübereinkommen, die Koalition wird bis zum Ende fortgesetzt. In Kärnten ist das kein Wunder, weil es dort den Ulrichsberg gibt, also offensichtlich seit vielen Jahrzehnten die Tradition, dass man sich dem rechten Rand nicht nur anschleimt, sondern dass man selbst zum Teil diesem rechten Rand zugerechnet werden darf, zugerechnet werden muss. 

In Wien haben wir die Mutlosigkeit der SPÖ in dem Bereich nicht nur beim Haus der Heimat, wo nach rechts nachgegeben wird, sondern wir haben bei den Ehrengräbern eine Diskussion gehabt, die in dem Haus ewig gedauert hat und die am Ende dazu geführt hat, dass jetzt Ehrengräber für Nazis zwar keine mehr sind, was aber außer uns da herinnen praktisch niemand weiß, weil die SPÖ sich nicht traut - nachdem die "Kronen Zeitung" damals viele, viele Seiten Leserbriefe und Leserinnenbriefe veröffentlicht hat und vor zwei Jahren im Sommer einen medialen Sturm auf den eigenen Seiten angezettelt hat -, jetzt traut sich die SPÖ nicht einmal, dafür einzutreten, dass eine kleine Tafel erklärt, warum zum Beispiel das Grab von Walter Nowotny, dem Nazi-Flieger, kein Ehrengrab mehr ist. 

Sie gehen immer nur ein Stück weit dorthin, wo es notwendig ist hinzugehen, damit Sie wenigstens im Spektrum der linksliberalen AntifaschistInnen in Wien Stimmen sammeln können. Aber Sie vergessen nie, mit dem rechten Auge genau zu schauen, wie viele Stimmen dort brachliegen und wie viele Stimmen Sie dort holen können. Sie haben bis heute nicht den Nerv, den Mut oder die inhaltliche Überzeugung, dass es ein Deserteursdenkmal in Wien braucht. Auch das wird seit geraumer Zeit in diesem Haus diskutiert, es kommt offensichtlich für die SPÖ nicht in Frage. Warum nicht? Es gibt keinen inhaltlichen Grund, warum es das nicht geben soll, und ich weiß auch, dass Sie mehrheitlich, wenn Sie bei einer geheimen Abstimmung oder bei einer Umfrage am Telefon gefragt würden, vermutlich dafür stimmen würden. Warum tun Sie es dann hier nicht? Warum stimmen Sie hier anders, als Ihre inhaltliche Überzeugung auf den Gängen des Hauses ist? Weil Sie wissen, oder weil Sie befürchten, dass Sie damit mehr Stimmen verlieren als gewinnen! Ausschließlich diese Stimmenmaximierung bestimmt die Grenze, wie weit Sie in Ihrem Engagement gegen Rassismus und Antisemitismus ge-
hen, und das ist eigentlich sehr schade. 

Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien schaltet Inserate, investiert Steuergelder in Hetzblätter der FPÖ, nimmt dann eines heraus, nachdem das die GRÜNEN hier öfter thematisiert haben, und gibt das Geld wieder anderen Blättern, in denen inhaltlich das Gleiche steht wie zuvor. Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien könnte von Ihnen dazu angehalten werden, unter anderem die Inserate nur dorthin zu vergeben, wo zumindest eines gewährleistet ist, nämlich dass keine rassistischen Parolen erscheinen. Das wäre das Minimum, das können Sie allein machen! Warum machen Sie das nicht? Es gibt überhaupt keinen Grund, sich mit der FPÖ in Wien irgendwie zu arrangieren, das ist überhaupt nicht notwendig. 

Über das Asylrecht auf Bundesebene hat es einzelne Stellungnahmen in Wien gegeben, die durchklingen ließen, dass Sie mit dem Asylrecht vielleicht nicht so einverstanden sind. Aber eine Woche, nachdem das be-
schlossen ist, posiert auf wien.at - auf der Coverseite der Print-Ausgabe - Frau Prokop, die verantwortlich zeichnet, mit dem Herrn Bürgermeister, und alles ist wieder in Ordnung. Alles ist wieder so, wie es sein soll, und kein Mensch hört etwas von einer Kritik. Da stellt sich die Frage, wie konsequent Sie das durchziehen. Mir kommt es immer so vor: Wenn ich bei einem Podium sitze und das Publikum ein anderes ist, wenn nicht der scharf rechte Rand vertreten ist, dann wird eine andere Politik gepredigt als die, die am Ende abgestimmt wird. 

Man kann es leider nicht anders formulieren in einer Stadt, in der jemand absolut regiert, als in einer Bitte - weil es als Antrag sowieso abgeschmettert wird -, aber überlegen Sie sich das, wie viel Geld Sie dem Haus der Heimat dafür geben, dass sie dort einen Gudenus von morgen erziehen! Sie kennen das Programm; ich glaube, Sie schauen es sich nicht immer an, aber Sie können das Programm immer wieder ansehen. Das war nicht vor ein paar Jahren so, sondern es geschieht laufend, dass dort Leute auftreten, die auch in ihrem Geschichtsbild und ihrer politischen Meinung so weit rechts stehen, dass Sie denen privat sicher keinen Euro spenden würden. Warum Sie 650 000 EUR dafür hergeben, die nicht aus Ihrer eigenen Kasse kommen, ist mir ein Rätsel. Denn ich glaube nicht, dass irgendjemand von Ihnen pri-
vat dem Haus der Heimat für diese Vorträge Geld spenden würde. 

Wir werden in der nächsten Legislaturperiode natürlich wieder Anträge zum Deserteursdenkmal einbringen. Dann ist ja wieder ein paar Jahre Zeit dafür, zwischen den Wahlen geht es vielleicht, möglicherweise gleich am Anfang nach der Wahl. Wir werden wieder Anträge einbringen, dass der PID unter anderem ein Kriterium für In-
serate einführen soll, das so heißt: Keine Inserate in Blättern, die auch rassistische Äußerungen beinhalten! Ich hoffe, dass diese Anträge wenigstens in Zukunft Mehrheiten in diesem Haus finden werden. 

Wenn der Name Gudenus fällt, wie heute am Anfang, und man sich die Liste der FPÖ für den nächsten Gemeinderat anschaut - also für den, der irgendwann im November angelobt werden wird -, dann fällt auf, dass der Name natürlich wieder auftaucht. Das werden wahrscheinlich auch schon alle wissen: Der Sohn von John Gudenus, Johann Gudenus, steht auf der Liste und kandidiert da auch wieder. 

Wenn man jetzt bedenkt, dass John Gudenus heute einstimmig, gemeinsam mit der FPÖ, für seine "Gaskammern in Zweifel ziehen"-Aussagen ausgeliefert wird und dass eine neue Aussage im Konzentrationslager Mauthausen hinzukommt, dass die jugendlichen Häftlinge besser aussehen, wahrscheinlich besser behandelt wurden, als er das vom Leben wird, und dann schaut man auf eine Liste und sieht den Sohn - und jetzt geht es nicht um Sippenhaftung, sondern wir können den natürlich auch aufgrund seiner eigenen Aussagen politisch und inhaltlich bewerten -, dann wundert man sich. Die FPÖ sitzt heute hier und versucht, sich in einen Konsens einzureihen, und bringt uns den Nächsten ins Haus herein. 

Vor ein paar Monaten hat es geheißen, Gudenus und Kampl haben im Bundesrat nichts verloren. Das ist hier von mehreren Rednern und Rednerinnen gesagt worden. Ich glaube, auch der junge Gudenus hat nichts in den Parlamenten von Österreich verloren. Wenn ich mir das anschaue: Der ist zwar keine 30 Jahre alt, aber ein Bruder im Geiste, sagt man, in dem Fall ein Sohn im Geiste mit seinem Vater. Er beleidigt den Caritas-Präsidenten Küberl, empfiehlt, dass man Gesetze einführt, die die Ab-
schiebung, die Ausweisung, die Verbannung ermöglichen. Er bringt die Idee auf, dass man eine Insel mieten und AsylwerberInnen dahin verfrachten könnte; ihm ist völlig egal, dass da ein Konnex zu Madagaskar und Juden im Zweiten Weltkrieg hergestellt werden könnte. Er spricht in einer eigenen Aussendung von einer Türkenbelagerung in Wien. Er ist der Chef einer Vereinigung RFJ, die im Grundsatzprogramm "Stopp der Überfremdung" schreibt. Für ihn ist das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands ein Bienenzüchterverein. Er verwendet die NS-Diktion "Umvolkung" und sagt, das Wort hat es im 17. Jahrhundert schon gegeben, und so weiter, und so fort. Eine schöne Liste, vollkommen unvollständig, der Herr ist noch nicht einmal 30 Jahre alt und wird, wenn die FPÖ ihre 6 oder 7 Prozent zusammenkratzt, im Herbst vermutlich in diesen Bänken sitzen. 

Nachdem der irgendwann einmal als Jugendkandidat durchgegangen ist, sind die verschiedenen jüngsten KandidatInnen von Parteien gefragt worden, was sie von Gudenus halten. Das war dann auch wieder etwas Typisches: Während Marie Ringler klare Worte für den "Dumpfbackenpopulismus" gefunden hat, hat Silvia Fuhr-mann von der ÖVP, offensichtlich in der Sache nicht ganz sattelfest, gemeint: Die Aussage über die Umvolkung ist ungeschickt, und mit solchen Forderungen muss man sehr sensibel umgehen. Da frage ich mich schon, wo das Geschichtsbild bei den Jungen hingekommen ist. Dass es bei den Älteren manchmal ein bisschen verschwimmt und sie deswegen versucht haben, wenigstens einen Teil davon von der Liste zu entsorgen, ist mir schon klar, aber dass die Jungen bei Ihnen in dem Bereich ebenfalls sehr viel zu wünschen übrig lassen, ist sehr traurig für die Volkspartei.

Weil wir der Meinung sind, dass nicht nur John Gudenus im Oktober aus dem Bundesrat fliegen soll - das wird sich ausgehen -, sondern auch der junge Gudenus keinen Platz in einem Parlament, in einem Landtag, in ei-
nem Gemeinderat haben sollte mit diesen Überzeugungen, die er vertritt, werden wir in der Stadt ein paar Pickerl verteilen: "Keine Stimme für die FPÖ, Gudenus und Co - Nein zum Rechtsextremismus!" Wenn die Freiheitliche Partei nicht 7 und nicht 8 Prozent - und nicht 20 Pro-
zent wie das letzte Mal - macht, ist es immer noch möglich, dass er nicht hereinkommt. Er steht auf dem 6. Platz auf der Liste, mit einem 5-Prozent-Ergebnis, über das sich zumindest alle anderen in dem Haus freuen würden, wäre Herr Gudenus junior ebenso aufgehalten wie sein Vater.

Ich wünsche mir mehr Mut von der Sozialdemokratie in den Fragen, die ich vorhin genannt habe. Denn Sie tun dem Herrn Johann Gudenus einen Gefallen mit den 650 000 EUR für das Haus der Heimat, Sie unterstützen die Arbeit von Johann Gudenus mit den Inseraten in ir-
gendwelchen FPÖ-Blättern. Das wollen Sie nicht, und es wäre schön, wenn Sie es einmal durchziehen würden. Wenn Sie sich während des Wahlkampfs nicht trauen, wäre es schön, wenn wir nach den Wahlen relativ zügig, vielleicht noch heuer, das alles beschließen könnten. Am 23. Oktober ist die Wahl, dann wird gezählt, dann haben Sie ein paar Stimmen von Linksliberalen und ein paar Stimmen vom FPÖ-rechten Rand dabei. Anschließend könnten Sie wieder hergehen und Ihr eigenes Gewissen genau überprüfen, und dann schauen wir, ob wir vom Haus der Heimat nicht einen Teil der 650 000 EUR abziehen können. Dann schauen wir, ob es wirklich notwendig ist, dass die Sozialdemokratie in der Stadt der FPÖ in ihrem Wahlkampf hilft und ihr Zehntausende Euro via PID hinschickt. 

Ich wünsche mir im Herbst einen Bundesrat ohne Gudenus und einen Gemeinderat ohne Gudenus. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir führen wieder eine Diskussion über eine Auslieferung von John Gudenus, und die Österreichische Volkspartei wird diesem Antrag selbstverständlich zustimmen. 

Das, worum es geht - und ich möchte das im Detail nicht wieder darstellen, weil es so absurd und so wahn-
sinnig ist, was Herr Gudenus hier gesagt hat -, ist etwas, was uns allen wirklich nur zu denken geben kann und uns zeigt, wie notwendig es ist, einen demokratischen Konsens in diesem Land zu haben. Meine sehr geehrten Damen und Herren, es sind unglaubliche Äußerungen im Jahre 60 nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, nach der Beseitigung des Nationalsozialismus, eines Regimes, das sich dadurch ausgezeichnet hat, dass es industriell Millionen Menschen ermordet hat! Hier etwas zu relativieren, zu leugnen, ist einfach ein Skandal, daher sind wir für die Auslieferung von John Gudenus. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir sind dies als Partei, die im April 1945 von Frauen und Männern gegründet worden ist, die aus dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus gekommen sind. Namen wie Leopold Figl, Alfons Gorbach, Alfred Maleta stehen bereits auf den ersten Listen jener, die im Jahr 1938 in die Konzentrationslager, vor allem nach Dachau, geliefert worden sind. Das sind Männer und Frauen ge-
wesen, die durch viele Jahre unter schlimmen Beeinträchtigungen der Gesundheit - beispielsweise bei Leopold Figl - unter diesem Regime gelitten haben, gegen dieses Regime gekämpft haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist daher ein Skandal, wenn Herr Ellensohn, mit welcher Berechtigung immer, hier solche Worte findet (StR David Ellensohn: Sie haben eine Koalition mit einem Gudenus, nicht ich!), wie er sie gefunden hat. (Beifall bei der ÖVP.) Es ist ein Skandal, Herr Ellensohn, und nicht Ausdruck besonderer intellektueller Fähigkeiten - um mich sehr gelinde auszudrücken -, wenn Sie die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs zum Thema Ausländerwahlrecht mit dem Holocaust in einem Atemzug nennen. Herr Ellensohn, Sie sind damit auch ein Holocaust-Ver-
niedlicher. Das sei Ihnen an dieser Stelle gesagt. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Maria Vassilakou: Schämen Sie sich! Wirklich wahr, schämen Sie sich!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Mag Maria Vassilakou: Schämen Sie sich!) Schämen sollen Sie sich, denn das ist ein Skandal! (Beifall bei der ÖVP.) Hier geht es um die Rechtsstaatlichkeit, und es geht darum, meine sehr geehrten Damen und Herren von den GRÜNEN... (Abg Mag Maria Vassilakou: Sie haben ihn gewählt! Sie haben John Gudenus gewählt! Sie haben ihn in den Bundesrat gewählt!) Sie haben Folgendes ge-
tan: Der Holocaust ist das Schlimmste, was im 20. Jahr-
hundert geschehen ist (StR David Ellensohn: Sie sitzen mit Holocaust-Verharmlosern in einer Koalition, nicht ich!), und Sie sind derjenige, der gesagt hat, dass das Ausländerwahlrecht vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben worden ist, dass das von Ihnen in einem Atemzug mit dem Holocaust gesehen wird. Und das ist ein Skandal, den ich zurückweise! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN und der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr StR Herzog.

StR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bevor ich auf die Sache selbst eingehe, möchte ich noch ein Wort zum Kollegen Ellensohn verlieren, der Herrn Gudenus junior massiv angegriffen hat, und wie ich glaube, in unglaublicher Weise. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das zeigt den Geist dieses Herrn!) Ich nehme an, dass Sie alle mir da zustimmen, dass Sippenhaftung als Prinzip ein Merkmal diktatorischer Regime ist, und ich bin überrascht, dass die GRÜNEN dieses Thema in die-
ser Sache wieder aufnehmen. Im Übrigen möchte ich zu einer von ihm angesprochenen Insellösung nur sagen: Da verwechselt er ganz offensichtlich Gudenus junior mit dem sozialdemokratischen Innenminister Schily.

Nun zur Sache selbst. - Dem Ersuchen des Landesgerichtes für Strafsachen auf Aufhebung der Immunität und Auslieferung des Bundesrates Mag John Gudenus stimmen wir zu, so wie wir bereits am 29. April in diesem Hause dem nämlichen Begehren hinsichtlich des Mag John Gudenus ebenfalls zugestimmt haben. 

Die grundsätzliche Debatte zum Thema wurde ja im Frühjahr dieses Jahres intensiv abgehalten, mit großem Ernst und mit großer Intensität. Sie hat, neben der Aufhebung der Immunität und seiner Auslieferung, auch in einen gemeinsamen Resolutionsantrag aller Parteien dieses Hauses gemündet. Darin haben sich das Hohe Haus und seine sämtlichen Mitglieder im gegebenen An-
lassfall, aber auch in grundsätzlicher Weise gegen Leugnung und Verharmlosung nationalsozialistischer Verbrechen ausgesprochen. Wir Freiheitliche unterstützen und teilen diesen Standpunkt uneingeschränkt. Es ist eine Verpflichtung, der Opfer der damaligen Zeit und des da-
maligen Unrechts-Regimes in Würde zu gedenken. In der Sache selbst kann man nur das im Frühjahr Festgestellte wiederholen. 

Die FPÖ - um das auch klarzustellen - hat sich unmittelbarst nach Bekanntwerden der inkriminierten Äußerun-
gen von Bundesrat Gudenus getrennt. Er ist nicht mehr Mitglied der FPÖ, und Einfluss auf die Rücklegung des Bundesratsmandates ist von uns aus nicht mehr gegeben gewesen. 

Die Situation hat daher, wie ich glaube, in diesem Punkt eine Zweitauflage der Diskussion mit sich gebracht. Ich glaube, dass die Äußerungen, wie sie im Frühjahr in diesem Haus abgehandelt wurden, die wesentlich deutlicheren, schwerwiegenderen und massiveren gewesen sind, als wir sie heute hier haben. Daher bringt die heutige Debatte - das zeigt sich im Grunde genommen ja schon - eine Neuauflage der damals vorgebrachten und natürlich noch heute gültigen Argumente. Da hätten wir natürlich auch die Zustimmung zu einer Vorgangsweise gegeben, die eine Abhandlung und eine Zustimmung aller Fraktionen im Immunitätsausschuss sowie eine nachfolgende Zustimmung durch Zeitablauf von acht Wochen vorgesehen hätte. Herr Präsident Hatzl hat aus guten Gründen einen anderen Weg gewählt. Wir haben natürlich auch diesen Weg mitgetragen. 

Ich darf noch einmal feststellen - das ist für uns keine Frage -, dass wir der Aufhebung der Immunität und der Auslieferung von Bundesrat Mag John Gudenus zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Die Vorredner haben versucht, der Debatte verschiedene Elemente und Richtungen zu geben. Wenn wir uns heute zum dritten Mal treffen, um die Causa Bundesrat Gudenus zu diskutieren, noch dazu mitten im Wahlkampf, der ja ausgebrochen ist, dann hat das - verzeihen Sie mir dieses Eigenschaftswort - ein bisschen an Morbidem an sich. Es ist für mich nahezu skurril, dass wir uns treffen, eigentlich in einer Wahlauseinandersetzung mit-
einander stehen und über alle möglichen Themen, die die Stadt bewegen, diskutieren könnten. Natürlich will ich jetzt das Thema nicht abwerten, dessentwegen man über Gudenus diskutiert und ihn ausliefert, aber es ist nicht - wie soll ich sagen? - die unmittelbarste Frage der Stadtpolitik, die jeden Bürger und auch mich ständig be-
wegt. 

Dennoch bin ich dem Kollegen Ellensohn dankbar für das, was er in dem Zusammenhang versucht hat, neben anderen Dingen, die, finde ich, nicht in Ordnung waren. Der Kollege Herzog, mit dem mich nicht immer alles ver-
bindet, hat Recht, das mit der Sippenhaftung ist irgendwie seltsam. Bei Vater-Sohn-Verhältnissen auf ideologische Verhältnisse einzugehen, ist gerade an Ihrer Person fraglich, und ebenso, warum gerade Sie es zur Diskussion stellen. Damit eröffnet man eigentlich eine Bühne, die man ja nicht eingehen wollte. Ich verstehe es deswegen ganz besonders wenig. Ich habe meinem Vater nichts vorzuwerfen, Sie setzen sich mit Ihrem vielleicht politisch auseinander, weil er eine andere Ideologie als Sie verfolgt. Aber deswegen muss ich nicht dem einen Vater oder dem anderen Sohn etwas vorwerfen. 

Worüber ich reden könnte, ist die Frage, ob Joschi Gudenus junior denselben Geistesinhalt wie sein Vater vertritt. Das wäre eine interessante Frage, die man dem Vorsitzenden der FPÖ und FPÖ Wien, H C Strache, stellen könnte, wenn er da wäre. Das wäre eine interessante Frage, da würde ich fragen, ob er reinen Gewissens sagen kann, dass der Sohn nicht dieselben Inhalte wie der Vater vertritt. Er entzieht sich dieser Diskussion; das verstehe ich, denn er könnte es nicht reinen Gewissens machen. Er müsste sagen, dass dieser Joschi Gu-
denus Vorsitzender des Rings Freiheitlicher Jugendlicher auch in Wien war, wo gerade erst wieder ein Mitglied ausgeschlossen werden musste, weil es dieselbe Geisteshaltung wie Gudenus' Vater vertreten hat. Der Sohn ist dort der Obmann. Der ist zwar immer noch Mitglied bei der FPÖ im 21. Wiener Gemeindebezirk, aber aus dem RFJ ist er ausgeschlossen worden. Da gibt es schon Zusammenhänge, die man natürlich diskutieren könnte. Ich verstehe, dass H C Strache nicht da ist, denn es wäre ihm unangenehm, das zu diskutieren. 

Kollege Tschirf! Man muss sich nur die Frage stellen: Woher kommt denn dieser junge Mann, der dann im RFJ war? Deswegen muss ich sagen: Die Aufregung, die Sie hier dargestellt haben, war nicht sehr glaubwürdig, die war ein bisschen künstlich, und nicht das ganze Haus ist Ihrer Empörung wirklich gefolgt. Die ÖVP-Fraktion ja, aber das ganze Haus ist dieser Empörung, mit der Sie den Kollegen Ellensohn hier eigentlich nicht richtig dargestellt haben, nicht gefolgt. Dieser junge Mann, der vor kurzem aus dem RFJ ausgeschlossen wurde - dessen Vorsitzender Joschi Gudenus ist -, war ein Mitglied des Mittelschul-Kartellverbandes. Deswegen: Ganz Unrecht hat Ellensohn nicht. Der ist immer noch beim MKV, ganz Unrecht hat er nicht. Es gibt immer noch diese Geisteshaltung, die ist eben weit verbreitet, und deswegen können Sie sich nicht so künstlich aufregen. Aber, Kollege Ellensohn, danke für die Hinweise zu den Themen! Denn die sollte man vielleicht doch auch in dem Zusammenhang diskutieren. 

Da hat Herzog wieder Recht, die Frage der Migration in Wien - also: Wie kommen die Menschen hierher, wie gehen wir hier mit ihnen um, und wie können wir sie integrieren? - damit zu verknüpfen, dass jemand, der eine andere inhaltliche Position zu Fragen wie Aufenthaltsrecht, Asylrecht, Staatsbürgerschaft oder was auch immer hat, automatisch mit rechtsextremem Gedankengut zu verbinden ist, Kollege Ellensohn, das ist einfach nicht lauter! Das ist nicht in Ordnung. 

Man kann da in der Sache unterschiedliche Standpunkte haben. Sie kennen meinen; der beginnt damit, dass ich sage: Probleme der Migration sollte man vor Ort lösen und nicht dann, wenn die Menschen aufgrund von was auch immer - Bevölkerungswachstum, Ressourcenknappheit et cetera - gezwungen sind, ihre Heimat zu verlassen. Das ist mein Ansatz. Darüber kann man reden, da kann man anderer Meinung sein, das ist ja wurscht, aber das automatisch - und dann alle Dinge, die sich daher in Österreich und in Wien als Frage stellen - als "rechtsextrem" zu bezeichnen oder zu sagen, wenn jemand hier versucht, eine Sachlösung zu finden, tut er das, um vom rechten Rand Applaus zu bekommen: Kollege Ellensohn, das ist Ihrer nicht würdig! Das ist nicht lauter, das ist Ihrer nicht würdig, und - da hat Tschirf Recht gehabt, nur die künstliche Erregung war unglaubwürdig - es tut der Sache nichts Gutes, das mit dem Holocaust zu verbinden. Ich meine, da sind schon noch Welten dazwischen, und da sind wir uns beide ei-
nig. Deswegen hat mir der Punkt nicht so gefallen.

Eigentlich lohnt es sich nicht, die Debatte wegen des Gudenus weiterzuführen, und deswegen werden wir, zumindest ich, sie beenden. - Danke. (Beifall beim BZW.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nur ein Satz zu den Ausführungen des Herrn Ellensohn: Ich erspare mir jetzt auch Ausführungen im Detail, sonst würde der Vormittag noch sehr lang werden und sehr viel diskutiert werden können, aber es sei schon ge-
sagt, dass die SPÖ immer eine starke und ganz konsequente Kraft im Kampf gegen Rassismus, im Kampf ge-
gen Antisemitismus und jede Form des Faschismus war, dass wir aber auch der Meinung sind, dass wir hier nicht die einzige Partei sind, die gegen diese fürchterlichen Erscheinungsformen kämpft. Wir vertreten die Auffassung, es sollen alle Demokraten gemeinsam gegen Fa-
schismus, Antisemitismus und Rassismus auftreten und hier nicht Ausführungen halten wie die vom Kollegen Ellensohn, die unqualifiziert waren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Thema selbst: Wir beschäftigen uns - das ist auch schon gesagt worden - zum dritten Mal innerhalb kürzerer Zeit mit Herrn Gudenus, am 29. April, am 29. Juni und heute wieder. Ich könnte mir wahrlich auch bessere Anlässe vorstellen, um im Gedenkjahr über den Umgang mit unserer Geschichte zu diskutieren - wie es ja auch bei dieser Debatte geschieht -, aber wir haben es uns nicht ausgesucht. Es ist so, dass das Auslieferungsbegehren des Landesgerichts für Strafsachen da ist und dass im Gesetz, in der Verfassung vorgesehen ist, dass das behandelt wird. Es ist durchaus auch gute politische Praxis, dass das behandelt wird und dass nicht die acht Wochen einfach abgewartet werden, weil damit erstens eine Verzögerung eintritt und dies zweitens auch nicht die demokratischste Vorgangsweise in dem Fall wäre. Deshalb haben wir hier diese Debatte, die vom Anlass her unerfreulich ist, der wir uns aber natürlich in der ge-
bührenden Form stellen.

Eine Sache möchte ich schon noch einmal sagen - ich will nicht alles noch einmal sagen, was wir ohnehin am 29. Juni diskutiert haben -: Ein gewisses Auswahlverschulden dafür, dass der Herr Gudenus überhaupt Bundesrat war, liegt natürlich bei der FPÖ. Es ist eine Tatsache, dass, obwohl er 1995 aufgrund einschlägiger Äußerungen sehr unrühmlich aus dem Nationalrat geflogen war, die FPÖ ihn wider besseren Wissens 1996 - und wie ich in Zeitungen gelesen habe, sogar gegen den ausdrücklichen Wunsch des damals noch fast allmächtigen Parteiobmannes Jörg Haider - wieder in den Bundesrat entsandt hat. Diese Verantwortung ist der FPÖ, aber auch jenen BZÖ-Mandataren, die damals noch als FPÖ-Mandatare dem zugestimmt haben, nicht abzusprechen. Diese Verantwortung haben sie natürlich auch heute. 

Darüber hinaus meine ich, dass man heute natürlich nicht im Detail darüber sprechen muss - wie es das letzte Mal von Seiten des Kollegen RUDOLPH geschehen ist -, ob das Verbotsgesetz sinnvoll ist. Kollege RUDOLPH hat das damals in Zweifel gezogen; ich bin der Meinung, dass das Verbotsgesetz nach wie vor ein wichtiges und gutes Instrumentarium ist, um gegen nationalsozialistische Wiederbetätigung vorzugehen. Es ist dies natürlich nicht das einzige Instrument, sondern noch wichtiger ist, dass man politische Bildung betreibt, dass man konsequent gegen jede Form der Diskriminierung von Menschengruppen und Menschen auftritt und dass wir insgesamt die Demokratie so gestalten, dass vielleicht künftig so fürchterliche Aussagen, wie sie vom Herrn Gudenus gefallen sind, nicht mehr vorkommen.

Natürlich hat der Wiener Landtag nicht im Geringsten darüber zu befinden, ob Herr Gudenus den Tatbestand des § 3h des Verbotsgesetzes erfüllt hat oder nicht. Selbstverständlich kann darüber nur ein unabhängiges Gericht befinden. Ich meine, das wird, falls eine Anklage-
erhebung erfolgt, durch die Geschworenen auf rechtsstaatliche Art geschehen. Dass die Äußerungen politisch absolut unakzeptabel und jenseits von alledem sind, was erträglich wäre, darüber sind wir uns einig, und in dem Sinn halte ich es für erfreulich, dass wir heute diesem Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen voraussichtlich einhellig Folge leisten und zustimmen. Jede an-
dere Entscheidung wäre auch vollkommen unverständlich. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Sie verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem An-

trag des Immunitätskollegiums zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist somit einstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sit-
zung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Hohes Haus! Eine Minute noch. - Ich weiß, dass der heutige Landtag natürlich auch eine große Verlockung für alle Redner und für alle Fraktionen in sich gehabt hat, in der Thematik einen weiten Bogen zu ziehen. Ich bin sehr froh, dass es bei allen Verlockungen dabei geblieben, dass der - und gestatten Sie mir diese persönliche Bemerkung - sehr unerquickliche Fall Gudenus senior dennoch Mittelpunkt in der Diskussion und in der Auseinandersetzung geblieben ist, auch wenn es Phasen, kurze Momente gegeben hat, in denen es möglicherweise auch Grenzverletzungen gegeben hat. Ich bin aber davon ausgegangen, dass hier ein Punkt abzuhandeln ist, der nicht durch andere Themen verzerrt werden soll. 

Hohes Haus! Ich gehe davon aus, dass die nächste Sitzung des Landtages nach der Wahl stattfinden wird. Die einzelnen wahlwerbenden Parteien haben, wie man hört, ihre Kandidatenlisten bereits fertig gestellt und be-
finden sich doch noch immer in der Beginnphase einer Wahlbewegung, in die ich nicht eingreifen möchte. Denn naturgemäß würde ich lügen, wenn ich sagen würde, das geht mich nichts an, oder da wäre ich sehr neutral. Jeder, der mich kennt, weiß, was ich mir vorstelle und er-
hoffe, aber das ist nicht der Inhalt einer Stellungnahme.

Was ich als Präsident des Wiener Landtages aber doch aussprechen möchte, sind einige ganz wenige Wünsche. Es soll harte Diskussionen und Darstellungen geben. Es soll durchaus sehr scharfe und klare Abgrenzungen in den politischen Auffassungen und Zielvorstellungen für die Zukunft geben. Wir sollen uns bewusst und nicht wehleidig sein: Wahlbewegungen sind nicht zimperlich, und politische Diskussion und Auseinandersetzung ist nicht eine chinesische Höflichkeitsfloskel, sondern sie muss an den Kern und in der Form der Diskussion an den Rand der Auseinandersetzung gehen. 

Trotzdem - mein letzter, persönlicher Wunsch -: Beachten wir immer den persönlichen Respekt und die per-
sönliche Zone von anderen Mitbewerbern, und bemühen wir uns trotz aller Härte um Fairness. Bemühen wir uns trotz aller Auseinandersetzung, uns dies zu überlegen: Egal, ob wir uns hier wiederfinden oder nicht, nach der Wahlbewegung soll man noch immer auch dem Mitbewerber in die Augen sehen können, mit dem Gefühl, man war hart, man war vielleicht manchmal auch etwas ungerecht, aber man hat nicht eine persönliche Methode zum Stil gewählt, die so verletzend war, dass man sich nicht mehr in die Augen sehen kann. 

In diesem Sinne: Eine interessante Zeit bis zur nächsten Zusammenkunft des Wiener Landtages!

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Beifall.)
(Schluss um 9.50 Uhr.)
